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Jeder der heute zwölf Berliner Verwaltungsbezirke – jeder für sich eine Großstadt mit
einzelnen Ortsteilen – hat sein eigenes historisches Museum. Das ist in Deutschland 
einmalig und gehört zweifellos zu den vielen Besonderheiten Berlins, dessen Verwal-
tungsstruktur im wesentlichen erst im Jahre 1920 mit der Eingemeindung vieler umlie-
gender und bis dahin selbstständiger Städte, Dörfer und Gemeinden entstanden ist. 
Gerade diese Regionalmuseen spiegeln die oft sehr unterschiedlichen historischen 
Entwicklungen der einzelnen Bezirke wider und zeigen als Einrichtungen, die mit dem
lokalen Gepräge eng verbunden sind, viel vom Eigensinn des örtlichen Lebens. Die 
Berliner Regionalmuseen leisten mit ihren kulturellen und stadtteilgeschichtlichen Aus-
stellungen und Veranstaltungen einen wichtigen Beitrag zur kommunalen Kulturarbeit.
Im Dialog mit der Bevölkerung gehen dabei viele Heimatmuseen eigene Wege in der 
historischen Forschungs- und Vermittlungsarbeit, und einige haben neue Ansätze in der
Kultur- und Museumspädagogik entwickelt. 

Die im Arbeitskreis Berliner Regionalmuseen (ABR) zusammengeschlossenen Museen
treten regelmäßig mit Gemeinschaftsprojekten an die Öffentlichkeit. So auch 60 Jahre
nach Ende des Zweiten Weltkrieges im Themenjahr „Zwischen Krieg und Frieden“. Mit
mehr als einem Dutzend Ausstellungen, begleitet von zahlreichen Workshops, museums-
pädagogischen Aktivitäten, Vorträgen und z.T. internationalen und generationsübergrei-
fenden Begegnungen boten die Regionalmuseen vielfache Angebote der Auseinanderset-
zung mit Krieg und Nachkrieg, die sich insbesondere auch an Jugendliche richteten.
Diese Dokumentation reflektiert inhaltlich und methodisch ausgewählte Projekte und
versucht noch einmal Verknüpfungen herzustellen. Dabei werden auch Defizite benannt
und Methoden kritisch hinterfragt.

Unser Dank gilt dem Hauptstadtkulturfonds, ohne dessen großzügige Förderung das
Projekt nicht möglich gewesen wäre.

Arbeitskreis Berliner Regionalmuseen
Museumspädagogischer Dienst Berlin

EDITORIAL
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Zu früh geknurrt! Als die Zeitschrift Ä&K (Ästhetik und Kommunikation, Heft 128, S.4)
im Frühjahr monierte, dass die professionellen Historiker im Gedenkjahr 2005 ihr 
ureigenes Terrain Außenseitern überlassen hätten, übersah das anspruchsvolle Blatt
wichtige Projekte und Publikationen, die neue Stellen im Wurzelgeflecht des Krieges
und des Naziterrors bloßlegen. Mag sein, dass die konservativen Prediger der Zunft 
nun lieber schweigen. Sie könnten und sollten irritiert sein dank der Aufklärungsarbeit
jüngerer Kollegen, die schon vor Jahren aufdeckten, dass lange und hoch verehrte Front-
figuren bundesdeutscher Historiographie nicht unwesentlich zur ideologischen Gleich-
schaltung ihres Faches unter der Nazi-Herrschaft beitrugen. Mag auch sein, dass nach
den befreienden Worten, mit denen Bundespräsident Richard von Weizsäcker vor zwan-
zig Jahren nicht zuletzt auch seine Unionsfreunde auf eine klare und objektive Deutung
der deutschen Niederlage einstimmte, das Katastrophen-Gerede begraben wurde und nichts
mehr hinzuzufügen war. Dennoch ist festzuhalten, dass 60 Jahre – zwei Generationen –
nach dem zwölfjährigen Reich des Schreckens, in dem sich die blinde Mehrheit der
Deutschen offenbar ganz wohl fühlte, aus dem Kopf und aus der Feder anerkannter und
aufstrebender Historiker umfangreiche und bemerkenswerte Detailstudien erschienen
sind, die auf Pathos und weite Gedankenflüge verzichten, dafür aber sehr präzise sind.
Nur einige Beispiele. Götz Aly hat die deutsche Plünderungspraxis in den eroberten
Nachbarländern zugunsten der Volksgenossen im Reich offengelegt (Hitlers Volksstaat,
Schriftenreihe der Bundeszentrale für Politische Bildung, Bd. 487). Er ist schon längst
kein „Außenseiter“ mehr, wie Ä&K insinuiert, denn er steht mit seinen Arbeiten über die
Vernichtungspolitik der Nazis gegen Kranke und Juden seit langem in der vorderen
Reihe der Zeithistoriker. Das gilt nicht minder für Manfred Messerschmidt, der nun 
gestützt auf jüngst entdeckte Archivalien die bislang umfangreichste, aber immer noch
unvollständige Darstellung der deutschen Militärjustiz in der NS-Zeit vorlegte (Die Wehr-
machtsjustiz, Ferdinand Schoeningh-Verlag). Über 25.000 Todesurteile haben die furcht-
baren Richter gefällt. Etwa 20.000 wurden vollstreckt. Gleich in drei Bänden hat die
Exilforscherin Ursula Langkau-Alex ihre jahrzehntelangen Recherchen über die bitteren
Kontroversen um eine „Deutsche Volksfront“ zwischen sozialdemokratischen und kom-
munistischen Politikern sowie bürgerlichen Einzelkämpfern wie Heinrich Mann und 
Georg Bernhard zusammengefasst (Deutsche Volksfront 1932–1939, Akademie-Verlag).
Über einen vorbereitenden Ausschuss im Pariser Hotel Lutetia und die Resolution 
„Frieden, Freiheit und Brot“ kamen sie nicht hinaus. Der nervenaufreibende Versuch,
die Hitler-Gegner zu einen, ist gleichwohl von großer historischer Bedeutung.
Spät und gründlich und mitten im Einstein-Jahr 2005 legte die Kommission, die unter
der Leitung von Reinhard Rürup und Wolfgang Schieder die NS-Geschichte der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft, also der Vorläuferin der heutigen Max-Planck-Gesellschaft, ihre
Ergebnisse vor, die den engen Konnex zwischen Forschen und Vernichten und die op-
portunistische Motivation privilegierter Wissenschaftler im Dienst der Kriegswirtschaft
nachweisen. 676 Seiten umfasst allein die Studie von Florian Schmaltz über die Zu-
sammenarbeit und Verflechtung mehrerer Forschungsinstitute mit Militär und Industrie
bei der illegalen Entwicklung und Produktion verheerender Giftgaswaffen, die wegen
der alliierten Luftüberlegenheit nicht mehr eingesetzt wurden (Kampfstoff-Forschung
im Nationalsozialismus, Wallstein-Verlag). Der Kasernenbau in der Spandauer Zitadelle,
in dem im vergangenen Jahr die aktualisierte und erweiterte Ausstellung der „Topogra-
phie des Terrors“ über das Kriegsende in Berlin gezeigt wurde, lag mitten in dem 
militärischen Sperrbezirk mit den Heeresgasschutzlaboratorien, in denen seit 1936 die
todbringenden Chemikalien an Menschen und Tieren getestet wurden. Dass noch längst
nicht alle Details erschlossen sind, macht Schmaltz in vielen Fußnoten deutlich.
Mit dem Wissen steigt die Einsicht in das Unwissen. Der sokratische Satz spiegelt 
sich auch in der zweibändigen Zwischenbilanz der Erkenntnisse, die Experten der 

NOCH VIEL ZU TUN! 
Alte und neue Akzente der Erinnerungsarbeit
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Humboldt-Universität unter der Ägide von Rüdiger vom Bruch und Christoph Jahr über
die Geschichte ihrer traditionsreichen Hochschule in der NS-Zeit zusammengetragen 
haben (Die Berliner Universität in der NS-Zeit, Franz Steiner Verlag). Sie haben nur ver-
einzelte, sehr private Zeichen des Widerstands gefunden. Die meisten Jünger und Lehrer
der alma mater waren angepasst und dienstwillig – z. B. der Agrarökonom Konrad
Meyer. Er überreichte dem Reichsführer SS Heinrich Himmler im Frühjahr 1942 den
„Generalplan Ost“, der die Ansiedlung deutscher Bauernhöfe, Fabriken und Städte in
den eroberten Gebieten der Sowjetunion vorsah. 45 Millionen Slawen sollten nach Sibi-
rien umgesiedelt werden – bei einer „Verlustquote“ von 30 Millionen. „Herrenmen-
schen“ treten „Untermenschen“ tot – wie Ungeziefer. 
„Historie ohne Historiker“, titelte Ä&K und mokierte sich über einen unprofessionellen
„Gedenkmarathon“. Noch einmal nein: wer sucht, der findet zeitgeschichtliche Analy-
sen, die – unabhängig von Jubiläen – das Mosaik des Wissens über die Vernichtung 
ergänzen. Sie wirken langfristig und unterfüttern auch das Zeremonium, mit dem im
Mai 2005 das Holocaust-Mahnmal eingeweiht wurde. Ohne die verbale Entschlüsselung
in den unterirdischen Informationsräumen kann kein unbelesener Besucher, wenn er
sich zwischen den Stelen ergeht, versteckt oder über sie hinweg springt, den Sinn der so
lange diskutierten Anlage begreifen. Sie ist dekonstruktivistisch und abstrakt und kann
auf diese Weise immerhin die kommenden Generationen zu Interpretationen anregen,
die den Vorstellungen des Internationalen Auschwitz-Komitees entgegenkommen: An
diesem Ort der Täter, in dessen Nähe Hitler und Goebbels ihr Leben beendeten, sollte
der jüdischen, aber auch der anderen Opfer des Vernichtungsapparats gedacht werden. 
Ebenso wichtig bleibt die Erinnerung an die Täter. Sie wurde im Gedenkjahr beispiels-
weise in den Ausstellungen über das internationale Militärgericht gegen die Haupt-
kriegsverbrecher auf dem Gelände der „Topographie des Terrors“, durch das Symposium
über das Kriegsverbrechergefängnis in Spandau (Newsletter 3, S. 7) wie auch durch 
andere Aktivitäten der Berliner Regionalmuseen belebt: In der Schwartzschen Villa 
zu Steglitz erläuterte ein Referat im Rahmen der Ausstellung „Krieg + Ernährung“ 
die Beteiligung des Arztes Ernst Günther Schenck vom SS-Wirtschafts-Verwaltungs-
hauptamt an den SS-Ernährungs-Experimenten im Konzentrationslager Mauthausen
(Newsletter 1, S. 5). Das Los der Opfer wiederum beschrieb im Heimatmuseum Treptow
der Italiener Mario Maturi, der 1943 mit 19 Jahren nach Deutschland verschleppt und als
Zwangsarbeiter eingesetzt wurde, ohne je Entschädigung zu erhalten (Newsletter 2, S.5). 
Lange werden Zeitzeugen nicht mehr sprechen können, und mit ihnen verstummt die
„oral history“. Aber damit haben die Regionalmuseen, Geschichtswerkstätten und an-
dere Initiativen, die gegen das Vergessen und das heißt immer: gegen Neonazis und für
mehr Demokratie kämpfen, keineswegs ihren Sinn und ihre Aufgabe verloren. Ohne den
noch lebenden Beweis des Geschehenen, das sich immer weiter entfernt, wird es freilich
schwieriger, die historische Singularität, Ursachen, Herrschaftsformen und Wirkungen
der Nazi-Diktatur anschaulich einem Publikum zu vermitteln, das selbst die Zeit des 
Kalten Krieges und der Teilung Deutschlands nicht erlebt hat. Hinzu kommt, dass viele
Jugendliche das Lesen nicht ge- oder schon verlernt haben und nur noch auf optische
und akustische Reizsignale reagieren. Längst hat die event-Woge die Museen erreicht.
Schrift-, Bild- und Tondokumente werden in schwer verständlichen und kaum einzuord-
nenden Bruchstücken serviert. Radioprogramme, die „Kultur“ in ihrem Logo führen,
werden brutal entwortet und beliebig mit Allegro-Petitessen zugepflastert, dass dem 
Hörer das Hören vergeht und bewährte Werte zu wanken beginnen. Das politisch Kor-
rekte wird zur Schlaftablette. Flott ist, wer mit NS-Verbrechern kokettiert, nicht bloß am
Stammtisch, sondern schon in aller Öffentlichkeit.
Wie anders ist es zu verstehen, wenn mitten im Gedenkjahr und in einem Haus, aus dem
bis 1945 Nazi-Propaganda dröhnte, der Musikchef eines öffentlich-rechtlichen Kultur-
programms seine Moderation zustimmend mit einem Zitat des Kriegsverbrechers 
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Goebbels anmischt und dafür nicht abgemahnt, sondern noch gelobt wird für sein 
„steiles teasing!“? Entlassen wird hingegen ein Kollege, der sich dummerweise hinter 
einem anderen Absender versteckte, als er brieflich die Haltung seiner Intendantin zu
dem Skandal erkunden wollte. Ein müder Rundfunkrat, eigentlich das Aufsichts-
gremium, lässt den Vorgang passieren. Erst das Arbeitsgericht weist den Sender 
zurecht und hebt die Kündigung auf.
Welche Möglichkeit hat Erinnerungsarbeit in dieser Gesellschaft, in der selbst öffent-
lich-rechtlich organisierte Medien so jämmerlich versagen? Ohne schulische Unterstüt-
zung ist sie aufgeschmissen. Lesen, Zuhören, Nachdenken sind wieder zu entdeckende
Tugenden. Und es gibt andere, grenzübergreifende und aktualisierende Ansätze, die 
das Interesse der jüngeren Generation entfachen und wach halten könnten. Der 
Museumsverbund Pankow ermunterte Schüler des Rosa-Luxemburg-Gymnasiums und
des Henryk-Sienkiewicz-Lyceums in der polnischen Partnerstadt Kolobrzeg, dem frühe-
ren Kolberg, Spuren der Kriegs- und Nachkriegsgeschichte in den Familien und im Stadt-
bild zu suchen, zu beschreiben, zu fotografieren und zu vergleichen – die Reflektion der
Kriegsereignisse in Monumenten und Gedenkzeremonien eingeschlossen. Die Ergeb-
nisse sind seit dem Herbst in beiden Städten zu besichtigen. (Newsletter 3, S. 6). In der
Gedenkstätte Deutscher Widerstand wurden schon in den vergangenen Jahren verglei-
chende Recherchen polnischer, französischer und deutscher Studenten und Schüler 
dokumentiert, die sich in dem Projekt „rencontre trinationale“ mit dem Thema „Rési-
stances – Démocratie – Europe“ zusammengefunden hatten. Dass in Oradour sur Glane
einer nicht angemeldeten deutschen Jugendgruppe verwehrt wurde, Blumen am Mahn-
mal für die Opfer des Massakers abzulegen, das die SS-Division „Das Reich“ im Juni 1944
anrichtete, macht deutlich, wie tief die Wunden sind. Trotzdem und gerade deswegen ist
gemeinsame und ehrliche Erinnerungsarbeit wohl die beste Heilmethode. 
Das Motto „Nach dem Krieg und vor dem Frieden“, das die Berliner Regionalmuseen
über ihr Gemeinschaftsprojekt des Gedenkjahres gesetzt haben, verweist zugleich auf
die Probleme der Neuordnung. Es stellt sich die Frage, ob die Alliierten – die mit dem
Nürnberger Militärtribunal nicht nur eine gewaltige und bis heute sprudelnde Ge-
schichtsquelle (42 Bände) angelegt haben, sondern auch Theorie und Praxis eines neuen
Völkerrechts demonstrieren wollten – nicht selbst gegen ihre hehren Grundsätze 
handelten. Rechtsstaatliche Prinzipien und das Verbot von Angriffskriegen wurden –
um einige der krassen Fälle zu nennen – von der französischen Folterpraxis in Algerien
über den sowjetischen Einmarsch in Afghanistan bis zum Angriff auf den Irak und die
Menschenrechtsverletzungen in den Gefängnissen von Abu Ghraib und Guantanamo
mit Füßen getreten. 
Der Internationale Strafgerichtshof, der 2002 – gegen den Widerstand der USA – in Den
Haag seine Arbeit aufnahm, ist eine späte Folgeinstitution des Tribunals, das im Oktober
1945 im Gebäude des Berliner Kammergerichts begann und ein Jahr später im Nürnber-
ger Gerichtspalast mit 12 Todesurteilen und sieben Haftstrafen zwischen zehn Jahren
und lebenslang und drei Freisprüchen abgeschlossen wurde, die auch in deutschen 
Medien mit Empörung registriert wurden. Aber die Forderung, dass nun deutsche Ge-
richte die Kriegsverbrecher zur Verantwortung ziehen und damit vollenden müssten,
was die alliierten Richter in Nürnberg hinterlassen hätten, wurde in den meisten 
Prozessen und Urteilen der Folgejahre konterkariert. Das Spandauer Kriegsverbrecher-
gefängnis wurde 1987 nach dem Tod des letzten Häftlings, Rudolf Heß, abgerissen.
Schon vorher hatten die Siegermächte vereinbart, die Originale der Gefängnisakten zu
vernichten und Filmkopien in Archiven zu lagern. Viele Materialien werden erst 2017
freigegeben. Noch lange haben Historiker, die Profis und die Amateure, viel zu tun.

Johannes Wendt



BERLIN 1945

Anfang 1945. „Hitlers Volksstaat“ und dessen Hauptstadt Berlin
liegen in Trümmern. Vorbei die glorreichen Tage der Olympi-
schen Spiele, vorbei die siegestrunkenen Tage nach der Einnahme
von Paris, vorbei die Tage der süchtig machenden Fackelzüge 
zu jedwedem Anlass, vorbei die Tage der Schnäppchen aus dem 
Besitz deportierter Juden. Noch nicht vorbei: Die Verfolgung der
Juden, der Andersdenkenden, der Behinderten, der Widerständi-
gen, der Homosexuellen, der Sinti und Roma. 
Die Sondergerichte arbeiten intensiv an der Verurteilung der
„Volksschädlinge“, die sich – der Not gehorchend – als Plünderer
betätigen. So geschehen am 6. April 1945 in Rahnsdorf. Weil sie
eine erneute Kürzung der Brotzuteilung nicht mehr hinnehmen
können und wollen, stürmen fast zweihundert empörte Frauen
und Männer die dortige Bäckerei. Sie nehmen sich das Brot vom
Ladentisch. Wenige Stunden später verhaftet die Gestapo die 
„Rädelsführer“. Am folgenden Tag verhängt der „Volksgerichts-
hof“ in einem Schnellverfahren zwei Todesurteile gegen die Ange-
klagten. Sie werden sofort vollstreckt. Bürgerinnen und Bürger
widersetzen sich dem Regime aus unmittelbarer Betroffenheit. 
Im Widerstreit zwischen Verweigerung und Anpassung wird aus
Hinnahme und Apathie Aufbegehren und Ausbruch. 
Berichte aus Ostpreußen treffen ein, Berichte über die Rote 
Armee, die alle NS-Propaganda bestätigen. Wer kann, flieht aufs
Land zu Verwandten oder Freunden. Gerüchte über die Auftei-
lung Deutschlands kreisen und geben die Himmelsrichtung vor,
in die es zu fahren gilt. Also lieber in den Westen. „Der Westen“
hat die Stadt in ein Trümmerfeld verwandelt, das zählt nun nicht
mehr. Von der Propaganda auf die „russischen Horden“ vorberei-
tet, kämpfen die Dagebliebenen sinnlos weiter. Noch in den letz-
ten Kriegstagen kommt es zu zahlreichen Übergriffen und Mord-
taten. Diesmal sind viele Soldaten unter den Opfern, die ange-
sichts der sich abzeichnenden Niederlage lieber aufgeben, als den
Heldentod zu sterben, und dafür vor die Standgerichte gestellt
werden. Vor den feindlichen Bomben in Sicherheit gebrachte 
Kinder geraten in den Strudel des Krieges, weil sich verantwor-
tungslose Nationalsozialisten an dem Propaganda-Wunschbild
und nicht an der Realität orientieren: Sie versäumen die rechtzei-
tige Evakuierung der Kinderlandverschickungs-Lager, die Kinder
irren durch die besetzten Länder mit dem Ziel, die Grenzen von
1937 zu überschreiten. Die wenigsten erreichen vor dem Kriegs-
ende ihre Heimatstadt Berlin. Sind sie alt genug, werden sie als
letztes Aufgebot mit den Alten und Frauen eingezogen, um mit
Panzerfäusten und Straßensperren die Rote Armee aufzuhalten.
Auf den von Splittergräben und Panzersperren durchzogenen
Straßen kampieren Tausende von Flüchtlingen und Ausgebomb-
ten. Eine Bedrohung im Existenzkampf um die wenigen Vorräte.
Und dann ist sie da, die Rote Armee. 
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Trümmerfrau auf dem Winterfeldtplatz,
Berlin-Schöneberg, 1946. 

Museen Tempelhof-Schöneberg

KZ-Häftlinge bei der Bombenentschärfung, Berlin 1944.
Landesarchiv Berlin
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Zwölf Jahre nationalsozialistischer Diktatur hinterlassen ein 
verwüstetes Land, ein zerstörtes Staatswesen, ein politisches und
geistig-moralisches Vakuum. Was jetzt kam, war für alle ein 
Leben mit den Folgen des Krieges. Selbst diejenigen, die dem 
NS-Regime ablehnend oder distanziert gegenüber standen, fürch-
teten sich vor der Rache des Siegers. Sie wussten oder ahnten,
dass es durchaus Grund für Rache gab. Überall kam es nach dem
Einrücken der Roten Armee zu schweren Ausschreitungen gegen-
über der Zivilbevölkerung und willkürlichen Verhaftungsaktio-
nen, die in ihrer Zügellosigkeit auch jene Minderheit abschreck-
ten, die bereit war, die Sieger als wirkliche Befreier zu begrüßen. 
Aber auch für die auf ihre Befreiung wartenden Häftlinge der
Konzentrations- und Vernichtungslager, für die Opfer politischer
Verfolgung und Diskriminierung war die Rückkehr in die Gesell-
schaft nach Hitler nicht einfach. Der überwiegende Teil der 
Bevölkerung hatte keineswegs auf der Seite der Sieger gestanden
und anders als in den von Deutschland besetzten Ländern galten
die Wenigen, die Widerstand geleistet hatten, nicht als die Muti-
gen, die ihr Leben riskierten, sondern zunächst nicht selten als
Verräter. Nach ihrer Rückkehr aus den Lagern von manchen
Deutschen abfällig als KZler diffamiert, mussten sie mühsam den
Weg zurück in eine Gesellschaft finden, die noch vor kurzem ihre
Verhaftung stillschweigend geduldet oder sogar begrüßt hatte. 
Weite Teile der deutschen Bevölkerung waren nach dem verlore-
nen Krieg ohne jeden inneren Halt. Das Erlebte war so überwälti-
gend, dass es mit Verdrängung, Abspaltung und Verleugnung aus
dem Bewusstsein ausgeklammert wurde. Aus der Volksgemein-

schaft wurde jetzt eine Opfergemeinschaft. „Überall“ – so Hannah
Arendt in ihrem Essay „Besuch in Deutschland“ – „fällt einem auf,
dass es fast keine Reaktion auf das Geschehene gibt. … Nirgends
wird dieser Albtraum … weniger verspürt und nirgendwo wird
darüber weniger gesprochen als in Deutschland. Inmitten der 
Ruinen schreiben die Deutschen einander Ansichtskarten von
Kirchen und Marktplätzen, … die es gar nicht mehr gibt.“ Liest
man Briefe von damals, erfährt man vieles über Berliner Schwarz-
marktpreise, Schließzeiten und Stromsperren. Nicht Trauer oder
Scham bestimmten den Alltag, sondern Geschäftigkeit. Sie war –
so Arendt – die Hauptwaffe der Deutschen „bei der Abwehr der
Wirklichkeit“. Die für die nationalsozialistische Erziehung ebenso
typische wie unheilvolle Verherrlichung vermeintlicher Stärke,
die Abwehr von Leid, das als Schwäche abgetan und bekämpft
wurde, wirkte noch lange nach. Getrauert wurde um die Bomben-
opfer und die Gefallenen. In manchen Familien trauerte man um
die Hingerichteten, die Gequälten, die Ermordeten. Die überle-
benden Juden trauerten um ihre ermordeten Familien. Trauer um
die Opfer der Shoah bei der deutschen Opfergemeinschaft? Man
kann nur um das trauern, was man geliebt hat. 
Der unter Aufsicht der sowjetischen Militäradministration weit-
gehend gelungene Aufbau der Verwaltungen auf Bezirks- und 
Magistratsebene bildete schließlich Rahmen und Voraussetzung
für die allmähliche Normalisierung des alltäglichen Lebens. Ein
Prozess, der seine Fortsetzung fand, als im Juli 1945 die Westalli-
ierten ihren Teil Berlins übernahmen.

Doris Fürstenberg, Claus-Dieter Sprink

Flüchtlingsfrauen ziehen durch Berlin, 1945.
Landesarchiv Berlin

Panzerwrack in der Hermannstraße, 
Berlin-Neukölln, 1945.
Landesarchiv Berlin

Kreuzberg nach dem
Zweiten Weltkrieg: 
Die Stresemannstraße 
mit Blick zum
Anhalter Bahnhof.
Foto: Kreuzberg Museum



DER BRÜCHIGE FRIEDEN

Im Mai 1945 war der Krieg in Deutschland zu Ende. Hitlers testa-
mentarisch eingesetzter Nachfolger Dönitz leitete die bedingungs-
lose Kapitulation Deutschlands ein, die am 7. Mai gegenüber den
Westmächten und am 9. Mai gegenüber der Sowjetunion vollzogen
wurde. Eine umfassende Friedensregelung kam wegen der wach-
senden Spannungen zwischen den Siegermächten nicht zustande. 
Gemeinsam aber führten Vertreter der Hauptsiegermächte, der
Sowjetunion, Großbritanniens, Frankreichs und der USA in Nürn-
berg ein Militärtribunal gegen 23 deutsche „Hauptkriegsverbre-
cher“ durch. Die Anklage bezog sich auf Verbrechen gegen den
Frieden, Kriegsverbrechen und die erstmals in der Rechtsge-
schichte formulierten Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Am
1. Oktober 1946, fast ein Jahr nach Eröffnung des Prozesses,
wurde das Urteil verkündet: 12 Todesurteile, von denen 10 voll-
streckt wurden – Hermann Göring beging Selbstmord, Martin
Bormann wurde in Abwesenheit verurteilt –, drei Freisprüche,
die übrigen erhielten hohe Freiheitsstrafen.
Am 18. Juli 1947 brachte eine britische Militärmaschine die sieben
Verurteilten zum Flugplatz Berlin-Gatow, ihr Bestimmungsort 
war das Alliierte Kriegsverbrechergefängnis in der Spandauer 
Wilhelmstraße: Walter Funk (verurteilt zu lebenslanger Haft, 1957
aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig entlassen), Karl Dönitz
(verurteilt zu 10 Jahren Haft, 1956 entlassen), Erich Raeder (verur-
teilt zu lebenslanger Haft, 1955 vorzeitig entlassen), Baldur von
Schirach (verurteilt zu 20 Jahren Haft, 1966 entlassen), Albert
Speer (verurteilt zu 20 Jahren Haft, 1966 entlassen), Konstantin
von Neurath (verurteilt zu 15 Jahren, 1954 vorzeitig entlassen), Ru-
dolf Heß (verurteilt zu lebenslanger Haft, beging 1987 Selbstmord).
Das Thema „Kriegsverbrechergefängnis“ wissenschaftlich zu be-
handeln, war schon seit längerer Zeit ein besonderes Anliegen des
Stadtgeschichtlichen Museums Spandau, ein Anliegen, das auch
aus der Museumspraxis resultiert. Es gibt kaum einen Besucher
der Zitadelle, der nicht fragt, „wo denn Heß hier gesessen habe“.
Dieses – oftmals verschämt geäußerte – Interesse bildete den Aus-
gangspunkt der Beschäftigung mit dem ehemaligen Kriegsver-
brechergefängnis, das sich in Wirklichkeit nicht in der Zitadelle,
sondern in der Spandauer Wilhelmstraße befand. Auch in einigen
Berlinführern ist zu lesen, dass der Name Spandau für viele Men-
schen noch immer untrennbar mit Hitlers Stellvertreter Rudolf
Heß verbunden sei. Das Interesse an dem Kriegsverbrechergefäng-
nis scheint also immer noch ungebrochen, obwohl der historische
Ort selbst seit fast 20 Jahren aus dem Stadtplan verschwunden ist.
Die Geschichte des Ortes vom 1881 erbauten Festungsgefängnis
bis zur Errichtung eines Einkaufszentrums an seiner Stelle stand
denn auch im Mittelpunkt der Projekte des Stadtgeschichtlichen
Museums, der Jugendkunstschule und der Jugendgeschichtswerk-
statt Spandau. Die politische Bedeutung des Kriegsverbrecherge-
fängnisses nach 1945 spielte dabei eine besondere Rolle. 

Es gelang, Kooperationspartner zu gewinnen, die es ermöglicht 
haben, dieses Thema aus sehr unterschiedlichen Blickwinkeln zu
beleuchten: Was war das für ein Ort, welche Geschichte hatte er –
vor und nach dem Krieg? Worin bestand seine Besonderheit im 
geteilten Berlin? Wie haben die Spandauer damals mit diesem Ort
gelebt, wie begreifen junge Menschen ihn heute in der Rückschau?
In Zusammenarbeit mit dem Historischen Institut der Universität
Potsdam und dem Landesarchiv Berlin fand unter der Beteiligung
der beiden auf der Zitadelle ansässigen Jugendeinrichtungen 
im Oktober ein Kolloquium mit dem Titel „Die Vier Mächte in 
Berlin“ statt. An zwei Tagen haben Wissenschaftler und inte-
ressierte Bürger über die Besatzungspolitik der Siegermächte, 
den Ost-West-Konflikt und die Aburteilung der Kriegsverbrecher
gesprochen. Erhellend war dabei auch der Blick über die Grenzen
des Landes hinaus, wie er in dem Vortrag über das „fünfgeteilte
Wien“ oder im Vergleich der „Vergangenheitsbewältigung“ in 
Japan und Deutschland nach 1945 unter dem Titel „Sugamo war
nicht Spandau“ zum Ausdruck kam. In dem Abschlussvortrag
über die „Zweite Geschichte von Nr. 7. Der Mythos Heß im deut-
schen Rechtsextremismus“ wurden dann die Ursachen und 
Erscheinungsformen des Kultes um den letzten Insassen des 
Alliierten Kriegsverbrechergefängnisses analysiert. 
Auch erste Ergebnisse des Jugendprojektes wurden bereits im
Rahmen des Kolloquiums vorgestellt, eine umfassende Präsenta-
tion fand im Frühjahr 2006 in der Kunstbastion auf der Zitadelle
statt. Dabei spielte auch die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg eine
wichtige Rolle, als das Festungsgefängnis zum Zivilgefängnis für
männliche Gefangene wurde, was es bis 1945 blieb.
Nach der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten 1933
wurde das Strafgefängnis im Zuge der politischen Verfolgungen
auch für das Instrument der „Schutzhaft“ verwendet, wobei das
Aufsichtspersonal durch SA-Hilfspolizisten ergänzt wurde. Es 
waren viele politische Gegner des NS-Regimes, die hier vorüber-
gehend als Schutzhäftlinge inhaftiert wurden, wie z.B. der Rechts-
anwalt Hans Litten, die Schriftsteller Kurt Hiller, Paul Zech und
Egon Erwin Kisch, der ehemalige sozialdemokratische Reichstags-
präsident Paul Löbe und der Parteivorsitzende der SPD Groß-
Berlins, Franz Künstler. Die Haftbedingungen während dieser 
Zeit schilderte Egon Erwin Kisch in einer Artikelserie der im Exil
erschienenen Arbeiter Illustrierte Zeitung. „In der Zelle kommt
man sich wie ein Irrer vor“, schrieb Kisch nach seiner Entlassung.
„Wir hören Schreie: ‚Hilfe! Hilfe! Hier werden Menschen blutig 
geprügelt.‘ Es geht durch Mark und Bein, aber wir haben keine
Nerven mehr, uns diesem Aufschrei aus dem Unbekannten hinzu-
geben, wir hören zuviel über das Schicksal unserer Genossen, die
von Hilfspolizei und SA verhaftet und bestialisch mißhandelt
wurden“. 1942/43 zählten auch einige Angehörige der von der 
Gestapo als „Rote Kapelle“ bezeichneten Widerstandsgruppe um
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Alliiertes Kriegsverbrechergefängnis in Berlin-Spandau. 
Foto: Stadtgeschichtliches Museum Spandau

Vortrag über Leben und Wirkung von 
Armin T. Wegner im Mitte Museum am 10.11.2005.
Vortragender: Christoph Haacker, Wuppertal 
(Armin T. Wegner-Gesellschaft). 

Harro Schulze-Boysen und Arvid Harnack zu den Häftlingen:
Adolf Grimme, Jan Bontjes van Beek, Wilhelm Guddorf, Walter
Küchenmeister, Günter Weisenborn und Johannes Graudenz. 
Einen der Insassen, Kurt Hiller, verfolgte das NS-Regime nicht nur
als verhassten Linksintellektuellen jüdischer Herkunft, sondern
auch wegen seiner politischen Tätigkeit: er hatte eine führende
Rolle in verschiedenen pazifistischen Organisationen gespielt.
Diesem Themenbereich – den unterschiedlichen Friedensbewe-
gung(en) des letzten Jahrhunderts – war eine Veranstaltungsreihe
gewidmet, die das Mitte Museum von September bis November
2005 im Rahmen des ABR-Gemeinschaftsprojekts anbot. 
Hatten sich erste pazifistische Organisationen bereits im Kaiser-
reich gebildet, so ließen die Schrecken des Ersten Weltkrieges vor
allem in den frühen 1920er Jahren die Gruppierungen weiter 
anwachsen. Zu Demonstrationen der Bewegung „NIE WIEDER
KRIEG!“ versammelten sich Zehntausende in der Berliner Innen-
stadt. Allerdings blieben die entschiedenen Kriegsgegner – im
Vergleich zu militaristischen Traditions- und Veteranenvereinen –
stets eine Minderheit. Auch interne Zwistigkeiten schwächten die
Bewegung: allein in Berlin existierten Ende der Zwanziger Jahre
mehrere pazifistische Organisationen nebeneinander, deren
unterschiedliche ideologische Orientierungen auch zu heftigen
Kontroversen führten. Eine zersplitterte Friedensbewegung
stellte schließlich gegen den aufziehenden Nationalsozialismus
keine nennenswerte Opposition mehr dar.
Von wirklichem Frieden konnte auch nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs in den Augen vieler Zeitgenossen keine Rede sein.
Jahrzehntelang herrschte lediglich ein „Gleichgewicht des Schrek-
kens“, in der Konfrontationshaltung des „Kalten Krieges“ war für
pazifistische Bestrebungen eher wenig Platz. Proteste gegen die
Remilitarisierung in Ost und West fanden zwar durchaus Unter-

stützung in der Bevölkerung, konnten die Entwicklung jedoch
nicht aufhalten. Im damaligen West-Berlin verstand man sich
nach Blockade und Mauerbau lange Jahre als abwehrbereite
„Frontstadt“ – der erste Ostermarsch fand hier erst sieben Jahre
später als in westdeutschen Großstädten statt. Jenseits der Mauer
wiederum nutzte man zwar offiziell „Frieden“ oft und gern als 
allgemeinen Begriff, verstärkte tatsächlich aber planmäßig die
Militarisierung in der Bevölkerung und den Schulen. Erst in den
frühen 1980er Jahren bildeten sich vielerorts Friedensinitiativen,
die sich diesseits wie jenseits des „Eisernen Vorhangs“ gegen die
anwachsende Bedrohung durch atomare Mittelstreckenwaffen zu
wehren versuchten. In der DDR und dem Ostteil Berlins entwik-
kelte sich hieraus eine Protestbewegung, die Bürger- und Men-
schenrechte einforderte, zusehends auch politische Forderungen
erhob und schließlich das Ende des herrschenden Systems ein-
läuten sollte. 
Die Veranstaltungsreihe des Mitte Museums informierte anhand
der Werke und Lebensläufe ausgewählter Protagonisten über 
die Geschichte des pazifistischen Berlin. Im Mittelpunkt der Vor-
träge, Lesungen und musikalischen Darbietungen standen dabei
Künstler und Autoren und ihre noch heute erstaunlich aktuell
wirkenden Analysen politischer und gesellschaftlicher Entwick-
lungen: Literaten wie Theodor Plievier, Kurt Tucholsky oder 
Armin T. Wegner, Publizisten wie Carl von Ossietzky, aber auch
Komponisten wie Hanns Eisler oder Kurt Weill. 
Einer der Kooperationspartner war dabei das Anti-Kriegs-
Museum Berlin, das der entschiedene Kriegsgegner Ernst 
Friedrich in der Parochialstraße gegründet hatte – es feierte im 
letzten Jahr sein 80-jähriges Bestehen. 

Andrea Theissen, Wilfried Burkard



AUFARBEITEN – VERMITTELN – AUFKLÄREN

Das Museum Lichtenberg erforschte erstmalig die Geschichte des
„Militärstädtchens Karlshorst“. Es galt vor allem, das jahrzehnte-
lange Schweigen über die Auswirkungen des Einmarsches der 
Roten Armee 1945 und die Folgen der sowjetischen Militärprä-
senz bis 1994 zu benennen und dabei dem unterschiedlichen 
Erleben von Zeitzeugen einen angemessenen Rahmen zu geben.
So wurden im Vorfeld der Ausstellung neben der Auswertung von
Archivquellen zahlreiche Gespräche und Interviews mit Zeitzeu-
gen geführt, die Sichtweise jüngerer Generationen im Unter-
schied zu älteren Karlshorstern trat dabei zutage. Während die ei-
nen vor allem von Räumungen in der Nachkriegszeit betroffen
waren, schilderten die anderen das Miteinander zwischen Deut-
schen und sowjetischen Bewohnern in den siebziger und achtzi-
ger Jahren. Viele konnten auf positive Erfahrungen und Kontakte
mit Sowjetsoldaten verweisen. Zur Sprache gebracht wurden aber
auch die Vergewaltigungen von Frauen und Mädchen nach dem
Kriegsende durch Rotarmisten. Um sich dieser heiklen Problema-
tik annähern zu können, bot das Museum Lichtenberg in Koope-
ration mit der evangelischen Kirchengemeinde Karlshorst eine
Veranstaltung zum Thema des grundsätzlichen und bis in die
Gegenwart reichenden Problems der Vergewaltigungen in Kriegs-
und Krisengebieten als gezielte und systematische Waffe an.
Diese auch von jüngeren Leuten gut besuchte Veranstaltung 
unter dem Titel „Zeit zu sprechen – Krieg, Vergewaltigung, Tabui-
sierung“ in der Kirche „Zur frohen Botschaft“ war von tiefer Nach-
denklichkeit geprägt.
Dem Museum waren von Beginn an die Schwierigkeiten des Auf-
greifens von bis dahin verdrängten oder verschwiegenen Aspek-
ten bewusst. Das liegt vor allem an den politisch vorgegebenen
Deutungen des Geschehens in den Jahren vor, aber auch nach
1989, die teilweise bis heute nachwirken und unzureichend
hinterfragt werden. So war es das ideologische Ziel der Ge-
schichtsvermittlung in der DDR, die „unverbrüchliche Freund-
schaft zwischen der DDR und der Sowjetunion“ zu beschwören.
Nach dem Ende der DDR ließ sich hingegen in Berlin eine 
Tendenz ausmachen, die ehemals sowjetischen Truppen auch
noch in der Phase ihres Abzuges 1994 gesellschaftlich zu mar-
ginalisieren. Unstimmigkeit besteht zudem bis heute über die
Verwendung der Begriffe Befreiung und Besatzung.

Um den unterschiedlichen Erinnerungen gerecht zu werden, ent-
schied sich das Museum für eine Gliederung der Ausstellung in
zwölf Abschnitte. Zahlreiche historische Fotos, Dokumente und
Exponate aus den eigenen Beständen, darunter Unikate wie mili-
tärische Sachzeugnisse sowie Propaganda- und Schautafeln der 
legendären Berlin-Brigade, wurden zu den persönlichen Erinne-
rungen in Beziehung gesetzt. Auf Stoffbahnen gedruckte Zeitzeu-
genzitate bezogen sich auf die Situation der 1940er bis 1980er
Jahre. Aktuelle Großfotos historischer Schauplätze fanden eben-
falls ihren Platz in der Ausstellung.
Sechzehn große Bild-Texttafeln zeigten die chronologischen Ab-
läufe der Geschichte: Die Zwangsausweisungen der Karlshorster 
Bevölkerung, den Aufbau des sowjetischen Verwaltungs- und 
Militärapparates und seine Arbeitsweise und das für Karlshorst
charakteristische Zusammenleben und Nebeneinander deutscher
und sowjetischer Familien. Berücksichtigt wurden die ungleichen
Lebensbedingungen der sowjetischen Militärelite im Stadtteil
Karlshorst und der einfachen Soldaten, die auf engstem Raum in
Kasernen lebten. Thematisiert wurde auch das bis zum Abzug der
Streitkräfte bestehende Sperrgebiet, in dem Geheimdienste ihren
Dienstsitz hatten und sich DDR-Behörden und Botschaften eta-
blierten. 
Die Ausstellung hatte vor allem deshalb eine immense Resonanz,
weil viele der nachweisbaren Tatsachen unbekannt waren. Die
Reaktionen der Besucherinnen und Besucher belegen, wie wich-
tig es ist, auch schwierige Themen zu bearbeiten und damit im 
besten Sinne aufklärend zu wirken.

Christine Steer
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Abzug der GUS-Truppen aus 
der Warmbacher Straße in 

Berlin-Karlshorst, 1994.

Hinweisschild auf das Objekt Nr. 4 auf
dem Gelände der sowjetischen Kaserne

Treskowallee in Berlin-Karlshorst.

Alle Abbildungen dieser Seite: 
Archiv Heimatmuseum Lichtenberg
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Blicken wir zurück auf die Projekte, die die Berliner Regional-
museen im vergangenen Jahr beschäftigten, so erweist sich zwei-
fellos der 60. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges 
als stärkster Antrieb für neue Ausstellungsaktivitäten und -kon-
zepte. Doch auch das Thema Migration zog konzentrische Kreise
im nationalen und regionalen Museumsgeschehen. Politischen
Anlass boten zum einen das neue Zuwanderungsgesetz, das am
1.1.2005 in Kraft trat, wie auch der 50. Jahrestag des ersten 
Anwerbeabkommens für „Gastarbeiter“ zwischen Italien und
Deutschland aus dem Jahr 1955. Während Migrationsmuseen in
den klassischen Einwanderungsländern wie USA und Kanada be-
reits seit langem etabliert sind, öffnet sich nun auch die deutsche
Museumslandschaft verstärkt der Kultur und Geschichte der Mi-
granten. Der Verein Dokumentationszentrum und Museum über
die Migration in Deutschland (DOMiT) arbeitet darauf hin, auch
in Deutschland ein nationales Museum zu etablieren, das sich ins-
besondere auf die Geschichte, Kunst und Kultur der Arbeitsmi-
granten nach Ost- und Westdeutschland seit dem Zweiten Welt-
krieg konzentriert. In diesem Kontext wurde im Oktober 2005 in
Köln die Ausstellung „Projekt Migration“ eröffnet, die mit Hilfe
von Objekten aus dem DOMiT-Archiv und künstlerischen Ausein-
andersetzungen mit dem Thema einen weiten Überblick der Mi-
grationskulturen in Deutschland seit den 1950er Jahren gab. Zur
gleichen Zeit war im Deutschen Historischen Museum in Berlin
die Ausstellung „Zuwanderungsland Deutschland. Migrationen
1500–2005“ zu sehen, die – anders als das Projekt in Köln – den
historischen Rahmen bis in die Neuzeit erweiterte und zeigte,
dass Zuwanderung nach Deutschland eine lange und wenig 
bekannte Geschichte hat. 

DOMiTs Pläne, ein nationales Museum der Migration zu eröffnen,
harren weiterhin der Realisierung, und erst die Eröffnung der
neuen ständigen Ausstellung des Deutschen Historischen 
Museums (Mitte 2006) wird zeigen, ob das Thema Migration tat-
sächlich als integraler Bestandteil „repräsentierbarer“ deutscher
Geschichte verstanden und als solcher dargestellt wird. In den
Berliner Regionalmuseen gehören dagegen der Dialog mit Mi-
grantenfamilien und die Reflektion ihrer Geschichte in der kon-
kreten Ausstellungsarbeit bereits zur Selbstverständlichkeit. 
In den letzten Jahren entstanden beispielsweise in Kreuzberg,
Neukölln und Schöneberg aus diesem Dialog heraus exponierte
Projekte, die sich auf ganz unterschiedliche Weise dem Thema 
näherten, ja von unterschiedlichen Begriffen der Migration aus-
gingen. Während das Kreuzberg Museum unter dem Begriff be-
wusst unterschiedliche historische Phänomene fasst, konzentriert
sich die Ausstellung in Neukölln ausschließlich auf das Schicksal
von Kriegsflüchtlingen. Gemeinsam ist allen Projekten indes der
Versuch eines informativen kulturellen Brückenschlags, der im
Idealfall die Erfahrungswelten von Migranten wie die der deut-
schen Besucher anspricht.
Kreuzbergs Ausstellung „ ... ein jeder nach seiner Façon? 300
Jahre Zuwanderung nach Kreuzberg und Friedrichshain“ schlägt
auf engem Raum einen großen historischen Bogen, der von den
Hugenotten bis zu den politischen Flüchtlingen der Gegenwart
reicht. Die Kreuzberger Kuratoren legen ihrer Arbeit einen wei-
ten Migrationsbegriff zugrunde, der die Erfahrungen von Arbeits-
migranten neben die von Kriegsflüchtlingen stellt, die Schicksale
von Zwangsarbeitern im nationalsozialistischen Deutschland ne-
ben Lebensberichte von Vertriebenen aus Ostpreußen nach 1945.
Es bleibt dem einzelnen Besucher überlassen, Berührungspunkte
zwischen den Erfahrungswelten der unterschiedlichen Migra-
tionskollektive zu suchen. Der Vergleich der Biographien polni-
scher Dienstmädchen um 1900 mit den ersten türkischen Arbeit-
nehmerinnen nach dem Mauerbau, wie auch die Spannung zwi-
schen den Erfahrungen der Kriegsflüchtlinge nach dem Zweiten
Weltkrieg und der Repräsentation von Asylsuchenden der 1990er
Jahre sind hier besonders eindrücklich. Die Erfahrungen der
Zwangsarbeiter unter nationalsozialistischer Herrschaft bleiben
dagegen singulär. Wenn ihre Geschichten wohl aus diesem Grund
in einem eigenen Raum dargestellt werden, so wird doch nicht
ganz klar, worin der historische Bezug zwischen Zuwanderung
und Zwangsarbeit besteht.

Blick in die Ausstellung „ ... ein jeder nach seiner 
Façon? 300 Jahre Zuwanderung nach Kreuzberg und
Friedrichshain“ im Kreuzberg Museum.
Foto: Isabella Scheel


